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Gesamtbanksteuerung  
bei einer Bausparkasse

Bausparen und Bausparkassen 2007

Friedrich Miehe
 

Dass der Autor das Liquiditätsrisiko einer Bausparkasse als „nicht bedeutsam“ 
bezeichnet, weckt zunächst ungute Erinnerungen. Drohte doch einst eine der 

größten Bausparkassen wegen viel zu niedriger Mindestansparung zu 
kollabieren. Doch aus diesen und weiteren Erfahrungen hätten die 

Bausparkassen gelernt: Heute werde die Liquiditätsbeanspruchung im Kollektiv 
mit Bad- und Worse-Case-Szenarien simuliert, sodass sich die Steuerung der 
von Bauspareinlagen geprägten Passivseite am erwarteten Realverhalten der 

Bausparer und nicht an formalen vertraglichen Fristen ausrichtet. (Red.)

Der Autor

Die LBS Ostdeutsche Landesbauspar-
kasse AG ist – wie alle anderen Kredi-
tinstitute auch – gehalten, ihre Manage-
mentprozesse auf die Erfordernisse der 
MaRisk einzustellen und – wo notwen-
dig – auch im Hinblick auf die MaRisk zu 
ergänzen. Die LBS hat sich hierbei die 
Strukturdefinition des Kompetenzcenter 
Gesamtbanksteuerung des DSGV zu 
eigen gemacht und wendet zur Steue-
rung von Liquidität, Ertrag und Risiko 
das dort beschriebene Gesamtsystem an. 
Dieses Risikosteuerungssystem ist in 
seinen Grundzügen im Beitrag Rischke 
(Immobilien & Finanzierung 07/2005) 
beschrieben.

Anwendung von MaRisk auf 
Bausparkassen

In einem von der Beratungsfirma Zeb/
Rolfes Schierenbeck Associates beglei-
teten Prozess hat die LBS die Kernele-
mente der internen Risikosteuerung an 
den durch die MaRisk geprägten Erfor-
dernissen und auf die Besonderheiten 
der LBS ausgerichtet. Zu den Besonder-
heiten im Umgang mit den MaRisk ge-
hört zum einen, dass die LBS eine Bau-
sparkasse ist und zum anderen, dass  
sie als Bausparkasse derzeit einen bran-
chenüblich geringen Anlegungsgrad 
hat. 

Somit ist die LBS gezwungen, denjeni-
gen Teil der Bauspareinlagen, der vorü-
bergehend nicht in Bauspardarlehen 
angelegt werden kann (Trägheitsreserve), 
im Rahmen der Möglichkeiten des Bau-
sparkassengesetzes am Kapitalmarkt zu 
investierten. 

Zusätzlich sind auch Risikokategorien 
identifiziert, die für die LBS von eher 

untergeordneter Bedeutung sind bezie-
hungsweise deren Steuerung schon heu-
te mit etablierten und ausreichenden 
Werkzeugen erfolgt. Hierzu zählen auch 
die operationellen Risiken, die von der 
LBS mit dem Instrument der DSGV-Scha-
denfalldatenbank gemessen werden. 
Diese werden wegen ihrer in der Vergan-
genheit geringen Auswirkung auf die 
Gesamtbilanz zunächst nicht in ein Li-
mitsystem integriert. 

Regulatorische Anforderungen wie zum 
Beispiel die Einhaltung von Kontingenten 
aus Bausparkassengesetz, Bausparkas-
senverordnung (BspKV), Solvabilitätsver-
ordnung oder Groß- und Millionenkre-
ditverordnung werden als Randbedin-
gungen für die Steuerungsprozesse 
vorgegeben. 

Unbedeutendes  
Liquiditätsrisiko

Im Ergebnis führte die Risikoinventur 
dazu, dass für die LBS die Steuerung von 
Marktpreisrisiken, strategischen Risiken 
und Adressenausfallrisiken von zentraler 
Bedeutung sind. Das Liquiditätsrisiko im 
Sinne des BTR 3 der MaRisk wird gegen-
wärtig als nicht bedeutsam eingeordnet. 
Die Langfristplanung für die Liquiditäts-
beanspruchung des Kollektivs mit Hilfe  
von Kollektivsimulationen auch für Bad-
Case und Worst-Case-Szenarien belegen 
diese Auffassung. 

Die Bausparkassen haben aus Bilanzsicht 
im Kollektivgeschäft mit den Bauspar-
darlehen trotz der Sonderzahlungsoptio-
nen eine relativ sicher kalkulierbare Ak-
tivseite. Dagegen ist die Passivseite in 
Form von Bauspareinlagen durch zahlrei-
che flexible Optionen der Kunden ge-
prägt. Das Kollektivgeschäft weist im 
Vergleich zu Festzinsgeschäften und 
Sichteinlagen als variables Geschäft 
größere Parallelen zu den Sichteinlagen 
auf. Die LBS richtet sich deshalb in der 
Steuerungsphilosophie an dem Prinzip 
der Steuerung von Sichteinlagen aus und 
bemisst die Fristigkeit ihrer Passivseite 
am erwarteten Realverhalten ihrer Bau-
sparer und nicht an den formalen ver-
traglichen Fristen. 

Entwicklung  
der Trägheitsreserve

Diese Art der Betrachtung findet sich 
auch in den Beiträgen von Schmitz  
und Recklies (Immobilien & Finanzie-
rung 08/2006), Metz und Herzog (Immo-
bilien & Finanzierung 06/2002) sowie 
von Dr. Sievi (Abschlussbericht und 
Fachkonzeption zum Projektteil I der 
Machbarkeitsstudie des DSGV-Projektes: 
Barwertkonzept und Cash-Flow-orien-
tiertes Bilanzstrukturmanagement) wie-
der. Sie führt zu einer Trennung zwi-
schen der erwarteten realen Entwick-
lung der Bilanzstrukturen, abgebildet 
über Szenariorechnungen, und einer 
risikoorientierten Festlegung der Fristig-
keit der Trägheitsreserve für Steuerungs-
zwecke. 

Als Ansatz für die Limitierung des Markt-
preisrisikos im Kollektiv wird daher der 
aus der Abbildung von Sichteinlagen 
bekannte Ansatz des „Abrollens“ der 
Passivseite herangezogen werden. Diese 
Sichtweise ist zwingend verknüpft mit 
einem „Going-Concern-Ansatz“. Von 
einer „Zerschlagungs- beziehungsweise 
Verkaufsfiktion“, wie sie die klassische 
Barwertsteuerung einfordert, wurde 
bewusst Abstand genommen, da sie in 
der Zukunft zu unrealistischen Struktu-
ren und damit zu einem falschen Aus-
weis des Zinsänderungsrisikos führen 
würde. 

Ausgangspunkt ist bei diesem Ansatz die 
geplante Entwicklung der Trägheitsreser-
ve. Diese vorgesehene Entwicklung wird 
im Rahmen der Rechnung gemäß Aus-
nahmegenehmigung nach § 1 Abs. 4 
BspKV (diese Ausnahmegenehmigung 
lässt zu, einen festgelegten Anteil der 
Trägheitsreserve in bis zu zehnjährigen 
Baudarlehen anzulegen; die BspkV be-
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grenzt dies sonst auf maximal vier Jahre) 
um den sogenannten „BaFin-Trichter“ 
korrigiert. Diese Verminderung der zur 
Verfügung stehenden Liquidität trägt 
dem Umstand Rechnung, dass mit zu-
nehmendem Prognosezeitraum die Fehl-
einschätzung größere Auswirkung haben 
kann. Die so ermittelte Liquidität kann 
dann gemäß Ausnahmegenehmigung in 
bis zu zehnjährigen Baudarlehen ange-
legt werden.

Diese Modellierung der Fristigkeitsstruk-
tur des Kollektivs passt sich in das beste-
hende Regelwerk für Bausparkassen ein 
und löst das Spannungsfeld von auf-
sichtsrechtlich geforderter Risikomini-
mierung und betriebswirtschaftlicher 
Ertragsmaximierung und -stabilisierung 
weitestgehend auf. Die Zusammenhänge 
sind in der Abbildung dargestellt. Die 
LBS verwendet die Grundidee der Aus-
nahmegenehmigung zu § 1 der BspKV 
für ihre gesamte Aktivseite, sowohl Bau-
darlehen als auch Geldanlagen, soweit 
sie aus der Trägheitsreserve refinanziert 
werden. 

Da auch bei Worst-Case-Szenarien noch 
eine (Rest-)Trägheitsreserve langfristig 
(über 15 Jahre) zur Verfügung steht, 
könnte die Anlage der Aktivseite theore-
tisch langfristig erfolgen. Bei einer regu-
lären (und steilen) Zinsstruktur würde 
dieses den Zinsertrag der LBS nachhaltig 
erhöhen.  

Konzentration auf mittlere Laufzeiten

Im Ergebnis verschiedener Szenarien 
wurde ermittelt, dass die LBS bei einer 
linearen Absenkung des Zinsniveaus im 
Neugeschäft um 100 Basispunkte etwa 
sechs Jahre benötigt, um ihre durch-
schnittlichen Passivzinsen im Kollektiv 
um 50 Basispunkte und rund zehn Jahre, 
um diese um 90 Basispunkte zu senken. 
Daher ist als Vorsorge gegen Niedrigzins-
phasen auch eine langfristige Anlagepo-
litik angezeigt. 

Da der Markt für über zehnjährige Wert-
papiere deutlich kleiner ist als der für  
bis zu zehnjährige, beschränkt sich die 
LBS aus Gründen der Marktliquidität in 
der Regel auf Neuanlagen bis zu zehn 
Jahren. Diese Geldanlagen werden ge-
mäß kollektiver Liquiditätsplanung end-
fällig gehalten und entsprechend bilan-
ziert. 

Als Mittelweg zwischen diesen unter-
schiedlichen Anforderungen hat sich  
die LBS entschieden, ihre Aktivseite auf 
eine zehnjährig-rollierend ablaufende 

Passivseite einzustellen; das heißt bei 
Übereinstimmung der Aktivseite mit  
der dicken schwarzen Linie der Grafik  
ist das Zinsänderungsrisiko Null. Abwei-
chungen hiervon werden limitiert, der 
„Freiraum“ ist in der Grafik dunkelgrau 
wiedergegeben. 

Neben diesem Grundsatz hat die LBS vier 
weitere Grundsätze für die Steuerung 
und Limitierung durch Risikotragfähig-
keitsrechnungen formuliert:

 Steuerungsimpulse werden vor allem 
aus der laufenden und der strategischen 
Limitierung von Risiken aus der Gewinn- 

und Verlustrechnung (GuV) sowie der 
daraus abgeleiteten Risikotragfähigkeits-
abschätzung gewonnen.

 Barwertige Analysen haben den Cha-
rakter einer Frühwarnfunktion und deu-
ten auf einen Reserveverzehr hin, der 
sich gegebenenfalls zeitversetzt und 
anteilig im handelsrechtlichen Rechen-
werk niederschlagen kann.

 Die Einhaltung aufsichtsrechtlicher 
Anforderungen (zum Beispiel Zinsrisiko 
im Anlagebuch) ist eine Nebenbedin-
gung.

 GuV-orientierte, barwertige und auf-
sichtsrechtliche Risikotragfähigkeitsrech-
nung, Limitierung und Risikomessung 
werden voneinander getrennt. Daraus 
folgende widersprüchliche Einschätzun-
gen sind bei dieser Sichtweise zu erwar-
ten und werden im Einzelfall im Prozess 
der Management-Entscheidung aufge-
löst. Auf eine Value-at-Risk-Betrachtung, 
die die LBS für die Messung ihrer Markt-
preisrisiken anwendet, wurde für Ergeb-
nisse aus Kollektivsimulationen unter 
Verwendung von Szenarioergebnissen 
verzichtet, da einzelnen Szenarien keine 
Eintrittswahrscheinlichkeit zugeordnet 
werden kann (siehe auch „Prognosegüte 

alternativer Konjunkturindikatoren“ im 
Jahresgutachten 2005/2006 der Sachver-
ständigen).

Auf dieser Basis wurde ein Limitierungs- 
und Risikotragfähigkeitskonzept beste-
hend aus vier Elementen entwickelt:

– laufende Limitierung von Risiken aus 
der GuV mit Fokus auf den Jahreshori-
zont,

– ökonomische Analyse mit Fokus auf die 
Barwertanalyse beziehungsweise das 
ökonomische Kapital,
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Rollierende Verteilung der Trägheitsreserve
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– strategische Vorschau mit Fokus auf 
die Mehrjahresplanung,

– externe Limitierung mit Fokus auf die 
Einhaltung aufsichtsrechtlicher Anforde-
rungen.

Limite werden entweder für die laufende 
GuV festgelegt oder aus dem Aufsichts-
recht abgeleitet. Die strategische Vor-
schau sowie die ökonomische Analyse 
haben zunächst nur nachrichtlichen Cha-
rakter und sollen frühzeitig auf Fehlent-
wicklungen hinweisen. Im Rahmen des 
regelmäßigen Reviews des Limitsystems 
ist zu prüfen, ob weitere Limitierungsdi-
mensionen aufzunehmen sind.

Szenariodefinitionen, Zusammensetzun-
gen der Risikodeckungsmasse und die 
jeweiligen Limithöhen orientieren sich 
am Branchenstandard und unterscheiden 
sich zwischen den Bausparkassen haupt-
sächlich durch die jeweils vorherrschen-
de Risikoneigung.

Die hier beschriebenen Elemente der 
Gesamtbanksteuerung der LBS werden 
derzeit noch als aufeinander aufbauende 
Einzelverfahren betrieben und in 2007 
stückweise weiter integriert. Die LBS 
verfügt damit über einen hinlänglich 
detaillierten Werkzeugkasten zur Steue-
rung des Unternehmens und zur Umset-
zung der MaRisk.
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